
Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 7. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. November 2009 403

(A) (C)

(B) (D)

Holger Haibach

dungen zu treffen. Das müssen wir an dieser Stelle deut-
lich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dass zur Selbstbestimmung der Aufbau funktionie-
render staatlicher Strukturen gehört, ist unbestritten. In
Meseberg hat das Kabinett unter anderem beschlossen,
dass die Zahl der deutschen Polizisten, die zur Ausbil-
dung der afghanischen Polizei herangezogen werden sol-
len, von 70 auf 200 erhöht werden soll.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist zu wenig!)

Das ist notwendig. Natürlich wissen wir, dass wir noch
einiges zu tun haben, wenn wir zu einem Aufbau staat-
licher Strukturen kommen wollen. Zum Aufbau staatli-
cher Strukturen gibt es, wie wir wissen, keine Alterna-
tive. Deswegen denke ich, dass wir unsere Rolle dabei
spielen müssen.

Wir brauchen an dieser Stelle aber auch den Dialog,
den Wiederaufbau, die sichtbare Friedensdividende, wie
Herr Niebel es genannt hat. An dieser Stelle will ich
deutlich sagen: Ich bin froh, dass der neue Minister als
eine der ersten Maßnahmen verkündet hat, dass er durch
Umschichtungen im Haushalt in diesem Jahr 52 Mil-
lionen Euro zusätzlich bereitstellt, damit mehr Wieder-
aufbau, mehr Entwicklungszusammenarbeit geleistet wer-
den kann. Das ist ganz klar ein Zeichen dafür, dass wir
erkannt haben, was für Afghanistan notwendig ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn man sich die Kritik der Nichtregierungsorgani-
sationen anschaut � diese Woche fand die VENRO-Kon-
ferenz statt �, wird man zugestehen, dass man über vie-
les diskutieren kann. Wer die Presseberichterstattung
verfolgt, muss jedoch den Eindruck gewinnen, das alles
sei niemals erkannt worden und nichts davon sei Teil
deutscher Politik. Ich will ein Beispiel anführen. Wir
müssen uns intensiv Gedanken darüber machen, wie wir
nicht nur in den Städten und in den Gegenden rund um
unsere PRTs Sicherheit schaffen und beim Wiederaufbau
vorankommen, sondern auch in den ländlichen Räumen.
Da ist Deutschland durchaus Vorreiter. Nehmen wir das
Konzept der Provincial Development Funds. Da sitzen
Afghanen, zivile Entwicklungshelfer und Militärs an ei-
nem Tisch und entscheiden gleichberechtigt darüber, wie
beträchtliche Mengen an Geld zur Stärkung ländlicher
Regionen verteilt werden. Das kommt in der Öffentlich-
keit kaum zur Sprache; man hört immer nur Kritik. Mit
diesem Konzept hat Deutschland aber eine Vorreiterrolle
eingenommen; denn bisher gibt es kaum ein anderes
Land, das in Afghanistan ebenfalls diese Politik verfolgt.

Um es zusammenzufassen: Ich glaube, dass es not-
wendig ist, insbesondere drei entwicklungspolitische
Ziele zu sehen.

Erstens. Wir müssen die Kapazitäten auf der afghani-
schen Seite ausbauen; dazu habe ich etwas gesagt. Das
bedeutet, dass wir die größeren finanziellen Mittel, die
uns jetzt zur Verfügung stehen, in den staatlichen Auf-
bau, in die Bildung und natürlich auch in den Aufbau

entsprechender Sicherheitsstrukturen, einer Rechtsstaat-
lichkeit stecken.

Zweitens. Wir müssen die internationale Zusammen-
arbeit und die Arbeitsteilung stärken. Ich denke, dass auf
der Konferenz in London Ende Januar nächsten Jahres
dafür gesorgt werden kann, dass dies geschieht.

Drittens. Natürlich müssen wir auch dafür sorgen,
dass die Mittel noch unmittelbarer bei der Bevölkerung
ankommen. Es gibt einen dicken Bericht darüber, wie
die internationale Gemeinschaft, wie das internationale
Engagement in Afghanistan gesehen wird. Es ist voll-
kommen klar: Wenn die Bürgerinnen und Bürger, die
Menschen in Afghanistan das Gefühl haben, dass die
Hilfe bei ihnen ankommt, dann steigt auch die Akzep-
tanz und dann ist es möglich, mit dem Wiederaufbau
nicht nur die Köpfe, sondern auch die Herzen zu errei-
chen. Ich glaube, das muss unser entscheidendes Ziel
sein.

Dazu gehört am Ende auch, dass wir uns im interna-
tionalen Bereich über den regionalen Ansatz einig wer-
den. Pakistan ist von einer ganz entscheidenden Bedeu-
tung für Afghanistan; denn wenn es dort zu einer
instabilen Lage kommt, wird es sehr schwierig. Das be-
trifft aber auch viele andere Staaten wie China, Indien,
den Iran und die zentralasiatischen Staaten. All das muss
in unserer Entwicklungszusammenarbeit auch eine Rolle
spielen.

Fazit ist: Ich glaube, wir haben eine gute Strategie,
mit der wir weiter gut voranschreiten können. Wir müs-
sen unsere Entscheidungen im Lichte der Konferenz von
London betrachten. Wenn wir das machen, dann, so
glaube ich, können wir trotz der schwierigen Lage in Af-
ghanistan am Ende auch Erfolg haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt ist
die Kollegin Karin Evers-Meyer für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Karin Evers-Meyer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten

Damen und Herren! Wir unterstützen den ISAF-Einsatz
der Bundeswehr in Afghanistan. Dieser Einsatz ist rich-
tig und notwendig; denn ein sicheres Afghanistan liegt
im deutschen Interesse und im Interesse der Menschen
dort.

Für den Einsatz unserer Armee ist das Parlament ver-
antwortlich; ich betone das heute ganz besonders. Herr
Minister zu Guttenberg, deswegen haben Sie mit der Zu-
weisung der Verantwortung an Herrn Staatssekretär
Wichert und den Generalinspekteur Schneiderhan zwar
schnell, unserer Meinung nach aber längst nicht ausrei-
chend gehandelt. Es geht hier um politische Verantwor-
tung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Sie, Herr Minister zu Guttenberg, haben die tragi-
schen Ereignisse in dieser Nacht, den Bombenabwurf
auf zwei Tanklaster und die Menschenmenge, noch bis
gestern als angemessen bezeichnet, und der frühere Ver-
teidigungsminister Jung hat nach Presseberichten so-
wohl das Parlament als auch die Staatsanwaltschaft nicht
korrekt informiert. In diesem Zusammenhang haben wir
heute mit besonderem Interesse verfolgt, wie er von der
Regierungsbank daran gehindert wurde, an das Redner-
pult zu treten. Wenn das, was wir gerade gehört haben,
wirklich richtig ist, dass er nämlich im Anschluss an die
Parlamentssitzung bei Phoenix zu diesem Thema Stel-
lung nimmt, dann halten wir das für eine Respektlosig-
keit ohnegleichen dem Parlament gegenüber.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Jung, ich fordere Sie hier in aller Ernsthaftigkeit
auf, hier vor dem Parlament Stellung zu nehmen und
nicht zuerst vor den Medien.

Nun zurück zu unserem Thema. An der Begründung
für den deutschen Afghanistan-Einsatz hat sich nichts
geändert. Ich muss sagen: Leider hat sich daran noch
nichts geändert, weil die Lage in Afghanistan eben nicht
so stabil ist, wie wir uns das wünschen. Wir wollen einen
Rückfall Afghanistans in die Zeiten des Bürgerkriegs
und in die Zeiten der Talibanherrschaft verhindern. Des-
wegen sind deutsche Soldaten in Afghanistan und leisten
dort anspruchsvolle Arbeit � eben auch unter Einsatz ih-
res Lebens. Sie unterstützen vor Ort die internationalen
Bemühungen und die Bemühungen Afghanistans zur
Stabilisierung des Landes. Dieses Ziel � ein stabiles
Afghanistan für die Menschen Afghanistans � ist und
bleibt richtig.

Aber ohne die Unterstützung unserer Soldatinnen und
Soldaten wird dieses Ziel in weite Ferne rücken, nicht
zuletzt deshalb, weil unser Einsatz auch die afghanische
Regierung und die internationalen Partner auffordert, ak-
tiver beim Aufbau des Landes mitzuhelfen. Das bedeu-
tet aber nicht, dass wir die Frage, wie lange dieser Ein-
satz noch dauert, noch länger unbeantwortet lassen
können. Es ist sogar höchste Zeit, dass wir uns über die
zeitliche Perspektive dieses Einsatzes verständigen. Das
erwartet nicht nur die deutsche Öffentlichkeit von uns;
das schulden wir vor allen Dingen auch den Soldatinnen
und Soldaten der Bundeswehr, die wir in diesen gefährli-
chen Einsatz schicken.

Am Ende unseres Einsatzes muss die Regierung in
Afghanistan selbst in der Lage sein, Verantwortung für
die Sicherheit im Land zu übernehmen. Damit das ge-
lingt, müssen wir Afghanistan eine klare Perspektive
geben: Auch Afghanistan braucht einen Zeitplan und da-
mit eine konkrete Zielvorgabe, eine Perspektive für die
Entwicklung des Landes, eine Perspektive für das inter-
nationale Engagement und vor allem auch eine Perspek-
tive für die Soldatinnen und Soldaten, die uns zu Recht
immer häufiger fragen, wie lange der Einsatz in Afgha-
nistan wohl dauern wird. Deswegen muss jetzt im Inte-
resse Afghanistans und in unserem Interesse die Grund-
lage für einen durchdachten Abzug geschaffen werden.

Die Zeit dafür ist doppelt günstig. Nach den Präsi-
dentschaftswahlen gibt es jetzt Gelegenheit, Defizite
beim Wiederaufbau offen anzusprechen. Hinzu kommt,
dass der aktuelle Afghanistan-Compact im nächsten Jahr
ausläuft. Das können wir nutzen, um auch unserem Enga-
gement in Afghanistan eine neue Perspektive zu geben.

Was die SPD-Fraktion will, ist ein verbindlicher Fahr-
plan, der gemeinsam mit der afghanischen Regierung
und unseren internationalen Partnern erarbeitet wird.
Am Ende des Fahrplans muss stehen, dass die Afghanen
alleine für die Sicherheit ihres Landes sorgen können.
Das Ziel ist ambitioniert, aber wir sollten den Anspruch
haben, dieses Ziel zu erreichen. In den vergangenen Jah-
ren gab es Fortschritte bei der Zusammenarbeit mit den
afghanischen Sicherheitskräften. An 90 Prozent aller
ISAF-Einsätze sind mittlerweile afghanische Armeeein-
heiten beteiligt. Das ist ein Fortschritt. Ich weiß aber,
dass zur Wahrheit auch gehört, dass nur knapp die Hälfte
der afghanischen Bataillone in der Lage ist, auch eigen-
ständige Operationen durchzuführen. Das macht deut-
lich: Wir bewegen etwas, aber wir können und müssen
noch etwas mehr tun, insbesondere in Sachen militäri-
scher und polizeilicher Ausbildung.

Deswegen fordern wir von der Bundesregierung
heute verlässliche Aussagen darüber, mit welchen Zielen
sie in die Gespräche mit der afghanischen Regierung
geht. Wir fordern klare Konzepte und deutliche Forde-
rungen in Richtung Afghanistan-Konferenz. Das ist die
Voraussetzung dafür, dass konkrete Ziele vereinbart wer-
den können. Das Gleiche gilt für den neuen Afghanistan-
Compact. Das Engagement der internationalen Partner
muss mehr als bisher zielgerichtet koordiniert werden.
Der neue Pakt muss tragfähige Ziele für den Aufbau des
Landes benennen, und dazu gehört eben auch ein kon-
kreter Zeitplan.

Deutschland ist bereit, seinen Beitrag zu leisten, sich
noch stärker um die Ausbildung der afghanischen Armee
und der Polizei zu bemühen. Sicherlich können wir die
Wirkung unseres Engagements noch erhöhen, wenn wir
uns mehr auf Brennpunkte konzentrieren und die Zu-
sammenarbeit mit den zivilen Helfern und Organisatio-
nen weiter ausbauen. Ich erinnere daran: Die Grundlage
des ISAF-Einsatzes ist �Keine Sicherheit ohne Aufbau
und kein Aufbau ohne Sicherheit�. Das muss heute mehr
gelten denn je.

Es liegt jetzt an der Bundesregierung, ein entspre-
chend klares Konzept vorzulegen. Ein klares �Weiter so
wie bisher!� reicht einmal mehr nicht aus.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:
Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, erteile ich

das Wort zur Geschäftsordnung Herrn Kollegen
Oppermann.

Thomas Oppermann (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Ver-

teidigungsminister hat heute Morgen hier erklärt, dass er


